
 

 

 

 

 

Herrn Ministerialdirektor 

Heiko Engling 

Ministerium für Finanzen 

Baden-Württemberg 

 

Stuttgart, 29.07.2026 

 

FM1-0320.1-18/9/7 

Entwurf eines Gesetzes über die Anpassung von Dienst- und 

Versorgungsbezügen in Baden-Württemberg 2026/2027/2028 (BVAnpGBW 

2026/2027/2028) 

 

 

Sehr geehrter Herr Engling, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

zunächst möchten wir uns für die Möglichkeit bedanken, zum geplanten Gesetz über 

die Anpassung von Dienst- und Versorgungsbezügen in Baden-Württemberg 

2026/2027/2028 (BVAnpGBW 2026/2027/2028) Stellung nehmen zu können. 

 

1. 

Wir bedauern sehr, dass der Landesgesetzgeber auch mit diesem 

Besoldungsanpassungsgesetz nicht die Chance genutzt hat, ein eigenständiges 

Besoldungssystem für die R-Besoldung zu entwickeln und diese nach Erhöhung auf 

ein amtsangemessenes Niveau zukünftig - entsprechend der Diäten der 

Landtagsabgeordneten - nach einem Indexverfahren auszurichten. Dies würde sowohl 

der Bedeutung der Justiz als dritter Staatsgewalt als auch der Verantwortung und dem 

Berufsbild des Richters oder Staatsanwalts einschließlich seiner 

Ausbildungsanforderungen (i.d.R. Prädikatsexamen) deutlich eher gerecht werden als 



das bisherige „Hoffen und Bangen“ auf eine zeit- und inhaltsgleiche Übernahme von 

Tarifergebnissen auf die Richter-/ Staatsanwaltsbesoldung.  

 

2. 

Bedauerlicherweise bleibt der Landesgesetzgeber im Hinblick auf die zukünftige 

Besoldung der Richterinnen und Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte in 

Baden-Württemberg – wie bereits in den vergangenen Jahren – weiter hinter unseren 

Erwartungen zurück und setzt die neuen Maßstäbe für eine amtsangemessene 

Besoldung nach § 33 Abs. 5 Grundgesetz (GG), wie sie vom 

Bundesverfassungsgericht in seinem Beschluss vom 15.09.2025 (2 BvL 5/18 u.a.) 

aufgestellt wurden, nicht ordnungsgemäß um. 

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts entspricht die Besoldung 

eines Beamten / einer Beamtin nur dann dem aus Art. 33 Abs. 5 GG herzuleitenden 

Alimentationsprinzip, wenn die unterste Besoldungsstufe 80% des sog. Median-

Äquivalenzeinkommens erreicht. Abgesehen davon, dass das 

Bundesverfassungsgericht diese Schwelle als die absolute Untergrenze der 

amtsangemessenen Besoldung betrachtet hat und mit dem neuen Anpassungsgesetz 

(wie auch in der Vergangenheit) versucht wird, genau und gerade so auf dieser 

Schwelle zu landen, gelingt dies in Baden-Württemberg nur mit dem 

„Taschenspielertrick“, das fiktiv zu berücksichtigende Partnereinkommen von zuletzt 

6.000 € auf nunmehr 7.200 € jährlich anzuheben. Ohne diese erhebliche Anhebung 

schafft es Baden-Württemberg nicht, die vom BVerfG vorgegebene unterste Grenze 

der Mindestalimentation zu erreichen, was aus unserer Sicht als erschreckend 

bezeichnet werden darf. 

a. 

Wir sind der Überzeugung, dass die fiktive Berücksichtigung eines 

Partnereinkommens keine zulässige Methode zur Erreichung einer 

amtsangemessenen Besoldung ist. Bereits der Ansatz, die verfassungsrechtlich 

gebotene Mindestalimentation eines Beamten / einer Beamtin nur dadurch erreichen 

zu können, dass dessen / deren Ehepartner/in ein Einkommen (von nunmehr 

mindestens 7.200 € jährlich) erzielt, ist von Grund auf verfehlt, zumal dies eine Abkehr 

von der jahrzehntelangen (auch vom Bundesverfassungsgericht zugrunde gelegten) 

Ausgangsbetrachtung der 4-köpfigen Alleinverdienerfamilie darstellt. Bei 

nachträglicher Antragstellung auf Besoldung ohne (fiktives) Partnereinkommen gleicht 

die Besoldung eher einer individuellen, sozialleistungsähnlichen Prüfung und verliert 

ihren Charakter als Gegenleistung und Absicherung aus dem besonderen Dienst- und 

Treueverhältnis. Im Übrigen könnte sich der Besoldungsgesetzgeber auf diese Weise 

nahezu jedweder erforderlichen Besoldungserhöhung allein dadurch entziehen, dass 

er schlicht das (fiktive) Ehegatteneinkommen erhöht und (nur) dadurch die 

Mindestbesoldungsgrenzen einhält.  

b. 

Hinzu kommt, dass sich die signifikante Steigerung des mit dem BVAnp-ÄG 2024/25 

erstmals eingeführten fiktiven Partnereinkommens von 6.000 € auf 7.200 € (entspricht 

einer Steigerung von 20 %) innerhalb von gerade mal zwei Jahren nicht ohne Weiteres 

mit der Geringfügigkeitsgrenze begründen lässt und sie zudem in keinem Verhältnis 



zu den sonstigen Preis-/Lohnsteigerungen steht. Weder ist die Geringfügigkeitsgrenze 

nach § 8a Abs. 1a SGB IV im gleichen Zeitraum ebenfalls um 20 % gestiegen noch 

lagen die sonstigen Einkommens-/Inflationssteigerungen auch nur annähernd in 

dieser Größenordnung. Würde die Besoldung im gleichen Zeitraum in gleicher Weise 

angehoben werden, wäre die Diskussion um ein fiktives Partnereinkommen gänzlich 

obsolet. Das Vorgehen belegt vielmehr eindrücklich, dass der Gesetzgeber das aus 

unserer Sicht ohnehin unzulässige fiktive Partnereinkommen allein dazu nutzt, die 

verfassungsrechtlich erforderliche Alimentationsuntergrenze gerade so noch nicht zu 

unterschreiten. Hierbei passt der Gesetzgeber die Höhe dieses Partnereinkommens 

im Grunde nach Belieben so an, dass die sonst erforderliche Besoldungserhöhung 

ausbleibt. Die damit einhergehende Willkürgefahr wird durch die bereits jetzt höchst 

unterschiedlichen Höhen der fiktiven Partnereinkommen im Vergleich der 

verschiedenen Gesetzgeber belegt (Bund: über 20.000 € jährlich; Bayern: über 20.000 

€; Thüringen: 13.000 €; Hessen: 11.500 – 12.000 €; BW: 7.200 €; Schleswig-Holstein: 

0 €). 

c. 

Darüber hinaus stellt das fiktive Partnereinkommen eine mittelbare 

Geschlechterdiskriminierung dar.  

Der weit überwiegende Teil der teilzeitbeschäftigten Ehepartner sind Frauen. Der mit 

dem Besoldungsgesetz in Ansatz gebrachte fiktive Hinzuverdienst von nunmehr 600 € 

monatlich wird naturgemäß und nachvollziehbar dazu führen, dass sich die Ehepartner 

- d.h. in der Lebenswirklichkeit in erster Linie die Ehefrauen - die Frage stellen, ob eine 

Teilzeittätigkeit in dieser Größenordnung überhaupt noch lohnenswert oder gar sinnvoll 

ist, da der Beamtenfamilie ohne Ausübung dieser Teilzeitbeschäftigung über den 

Ergänzungszuschlag das gleiche Einkommen zukommen wird. Mittelbare Folge dieses 

Gesetzes ist daher die Aufgabe von Teilzeitbeschäftigungen durch die Ehepartner, 

primär durch die Ehefrauen, wodurch zugleich eine mittelbare 

Geschlechterdiskriminierung zu sehen ist.  

 

3. 

Ein weiterer Verstoß gegen die Maßstäbe des Bundesverfassungsgerichts ergibt sich 

daraus, dass das Binnenabstandsgebot (als 4. Parameter zur Prüfung einer 

amtsangemessenen Besoldung) vom Landesgesetzgeber nicht gewahrt wird. Der 

Gesetzgeber hat (fehlerhaft) lediglich die Werte der Grundtabellen miteinander 

verglichen, ohne die weiteren Zulagen, die jedem zu Teil werden (z.B. Strukturzulage 

usw.) zu berücksichtigen. Unter Berücksichtigung dieser Strukturzulagen lag bspw. der 

Abstand zwischen den Besoldungen R 1 (Eingangsamt) und A 7 (Eingangsamt) im 

Jahr 2021 bei 182 % (4.688,64 € brutto zu 2.573,44 € brutto), wohingegen der Abstand 

der gleichen Besoldungen im Jahr 2025 lediglich noch 163 % betrug (5.296,02 € brutto 

zu 3.236,33 € brutto). Weil damit innerhalb von fünf Jahren eine Abschmelzung von 

deutlich mehr als 10% stattgefunden hat, wird das vom Bundesverfassungsgericht 

statuierte Binnenabstandsgebot nicht gewahrt. Die gleichfalls gravierende 

Abschmelzung der Abstände durch die Streichung aller Ämter unter der 

Besoldungsstufe A 7 sowie durch massive Ämteranhebungen infolge neuer (teilweise 



fragwürdiger) Stellenbewertungen in der Vergangenheit ist zusätzlich zu 

berücksichtigen und Beweis für eine leistungsfeindliche Besoldung. 

 

4. 

Der Gesetzgeber wird mit dem neuen Besoldungsanpassungsgesetz weder dem 

Ansehen noch den Ansprüchen der dritten Staatsgewalt gerecht und lässt 

bedauerlicherweise weiterhin unberücksichtigt, dass Deutschland (und damit auch 

Baden-Württemberg) in den letzten Jahren in den Rechtsstaatsberichten der 

Europäischen Kommission im Vergleich zu allen anderen europäischen Staaten als 

Schlusslicht bei der Besoldung seiner Richter/Staatsanwälte (Einkommen in Relation 

zum Landes-Durchschnittseinkommen) aufgeführt und regelmäßig zu einer besseren 

Besoldung der Richter und Staatsanwälte aufgefordert wird. Dass der 

Landesgesetzgeber diese klare europäische Forderung auch mit dem BVAnpGBW 

2026/2027/2028 weiterhin völlig ignoriert, ist für den DRB BW unerklärlich. 

 

5. 

Ebenso unterlässt der Besoldungsgesetzgeber den (Besoldungs- bzw. Gehalts-

)Vergleich mit Juristinnen und Juristen in der Privatwirtschaft. In Übereinstimmung 

mit den Ausführungen des Bundesverfassungsgerichts im Beschluss vom 15.09.2025 

(2 BvL 5/18, Rn. 104) ist ein solcher Vergleich nicht nur sinnvoll, sondern nach unserem 

Dafürhalten zwingend geboten, um bei der Nachwuchsgewinnung und dem Kampf um 

die besten Juristinnen und Juristen Schritt halten zu können. Laut einer im Auftrag des 

DRB von der Unternehmensberatung Kienbaum erstellten Studie für das Jahr 2023 

zahlten Großkanzleien in Deutschland zu diesem Zeitpunkt ihren Associates 

Jahresgehälter von durchschnittlich 139.000 €, mithin nahezu das 2,5-fache des 

durchschnittlichen Einstiegsgehalts eines Richters in Deutschland. Auch bei 

Unternehmen beliefen sich die Jahresgehälter bei juristischen Fachkräften ohne 

Führungsverantwortung im Jahr 2023 auf durchschnittlich 98.000 €, mithin das 1,8-

fache eines Richters. Dieses immer größer werdende Ungleichgewicht wird mit dem 

vorliegenden Besoldungsanpassungsgesetz kaum verringert und schon gar nicht 

geschlossen.  

 

6. 

In dem Beschluss vom 17.09.2025 hat das Bundesverfassungsgericht festgestellt, 

dass die Besoldung eines Beamten der niedrigsten Besoldungs- und Erfahrungsstufe 

nicht unterhalb der Prekaritätsschwelle (Grenze zum Armutsrisiko) liegen darf, welche 

nach der sozialwissenschaftlichen Forschung 80 % des Median-

Äquivalenzhaushaltseinkommens beträgt. Mittlere Einkommen liegen hiernach bei 80 

– 120 %, gehobene Einkommen bei 120 – 200 % und wohlhabende Einkommen über 

200 % des Median-Äquivalenzeinkommens.  

Eine dem Ansehen, der Verantwortung und der Bedeutung eines 

Richters/Staatsanwalts gerecht werdende Besoldung muss sich aus unserer Sicht 

zumindest im Bereich des gehobenen Median-Äquivalenzeinkommens bewegen. 

Wir gehen davon aus, dass auch der Landesgesetzgeber die Angemessenheit der 



Besoldung eines Richters/Staatsanwalts nicht lediglich im unteren bzw. niedrig 

mittleren Einkommensbereich einzuordnen gedenkt. 

Das Median-Äquivalenzhaushaltseinkommen für Baden-Württemberg beträgt (Wert 

von 2026 wurde im BVAnpGBW 2026/2027/2028 prognostiziert): 

 2024 2026 

80 %  
(Prekaritätsschwelle) 

50.660 € 54.780 € 

100 %  
(Mittelwert des mittleren Einkommens) 

63.325 € 68.475 € 

120 %  
(untere Grenze gehobenes Einkommen 

75.990 € 81.170 € 

200 %  
(obere Grenze gehobenes Einkommen) 

126.650 € 136.951 € 

Über 200 %  
(wohlhabendes Einkommen) 

  

 

Die Richterbesoldung in Baden-Württemberg errechnet sich für die Jahre 2024 und 

2026 im Eingangsamt (R1, verheiratet, 2 Kinder) wie folgt: 

 

 2024 2026 

Jahresnettoeinkommen  
(einschl. Familienzuschläge) 

48.443 € 60.719 € 

Kindergeld 6.000 € 6.216 € 

Summe: 54.443 € 66.935 € 

(fiktives) Partnereinkommen: 6.000 € 7.200 € 

Summe 60.443 € 74.135 € 

 

Demnach überschreitet die R-Besoldung 2024 im Eingangsamt zwar die 

Prekaritätsschwelle, erreicht jedoch noch nicht einmal den Durchschnitt des mittleren 

Einkommensbereichs und bleibt von der Untergrenze eines gehobenen Einkommens 

weit entfernt. Hieran vermag noch nicht einmal die aus unserer Sicht unzulässige 

Berücksichtigung eines fiktiven Partnereinkommens in Höhe von 6.000 € etwas zu 

ändern. 

Auch die R-Besoldung 2026 liegt im Eingangsamt über der Prekaritätsschwelle, jedoch 

unter dem Mittelwert des mittleren Einkommens und weit hinter der Untergrenze zum 

gehobenen Einkommen. Unter Berücksichtigung des aus unserer Sicht unzulässigen 

fiktiven Partnereinkommens in Höhe von 7.200 € wird zwar die Grenze des Mittelwerts 

des mittleren Einkommens überschritten, von dem aus unserer Sicht angemessenen 

gehobenen Einkommensbereich bleibt das Einkommen jedoch weiterhin weit entfernt. 

 

 

7. 

Da der Gesetzgeber auch weiterhin seinen Richterinnen und Richtern, 

Staatsanwältinnen und Staatsanwälten in den Jahren 2026, 2027 und 2028 keine 



amtsangemessene Besoldung gewährt, werden wir unseren Mitgliedern leider zum 

wiederholten Male empfehlen müssen, Anträge auf eine amtsangemessene 

Besoldung zu stellen (ggfs. mit Widerspruch und Klage hiergegen). Unter 

Berücksichtigung des Umstandes, dass derzeit bereits ein Verfahren über die 

Besoldung 2012-2022 vor dem Verwaltungsgerichtshof in Mannheim und drei weitere 

erstinstanzliche Verfahren über die Zeiträume 2022 bis 2024 an den 

Verwaltungsgerichten Freiburg und Karlsruhe anhängig sind, hoffen wir noch immer 

auf ein Umdenken des Gesetzgebers, bevor dies erst nachträglich und erneut durch 

das Bundesverfassungsgericht in einer künftigen Entscheidung vorgegeben werden 

muss.  

Mit der von der Politik regelmäßig propagierten besonderen Wertschätzung der 

Richter/innen und Staatsanwälte/innen hat das BVAnpGBW 2026/2027/2028 leider 

wenig zu tun. Es wäre daher zumindest ein wichtiges Signal, wenn die Anträge auf 

eine amtsangemessene Besoldung beim LBV ruhend gestellt werden, bis eine 

verfassungsgerichtliche Klärung der hier aufgeworfenen Fragen erfolgen konnte. 

 

Für Gespräche, wie eine Art. 33 Abs. 5 GG entsprechende amtsangemessene 

Besoldung von Richterinnen und Richtern, Staatsanwältinnen und Staatsanwälten 

aussehen könnte, stehen wir als DRB BW gerne zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

gez.    gez.     gez. 

Brilla    Albrecht    Deutscher 

Vorsitzender   Vorstandsmitglied   Besoldungsexperte DRB 

 

 

 

 

 


